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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung der Leistungen der Zusatz- 
versorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Durch die Währungsumstellung im Jahre 1948 haben die 
Zusatzversorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes, deren 
Aufgabe die annähernde Gleichstellung der nichtbeamteten 
öffentlichen Bediensteten mit den Beamten hinsichtlich ihrer 
Versorgungsbezüge ist, Verluste erlitten. Diese Währungsver- 
luste sind bisher vom Bund nicht ausgeglichen worden. Ihre 
Regulierung wurde im Allgemeinen Kriegsfolgengesetz vom 
5. November 1957 einem besonderen Gesetz Vorbehalten, des- 
sen Entwurf die Bundesregierung nunmehr vorgelegt hat. 


B. Lösung 

Fehlbeträge infolge der Währungsumstellung sollen nach dem 
Entwurf durch Zuschüsse des Bundes ausgeglichen werden, 
wenn anders die Versorgungsleistungen nicht erbracht werden 
könnten. Der Bund übernimmt damit die Garantie für die Lei- 
stungen der Zusatzversorgungsanstaiten nach dem Stand vom 
1. Januar 1967. Diese Garantie tritt zu der seit dem 1. Januar 
1967 bestehenden Nachschußpflicht der arbeitgebenden öffent- 
lichen Verwaltungen hinzu, durch die die Leistungen der Zu- 
satzversorgungsanstalten bereits weitgehend sichergestellt 
worden sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, der 
etwa 60 bis 70 Vo aller Zusatzversorgungsberechtigten ange- 
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hören, werden aller Voraussicht nach keine Kosten entstehen. 
Hingegen ist damit zu rechnen, daß einigen kommunalen Zu- 
satzversorgungsanstalten Bundeszuschüsse gewährt werden 
müssen, deren ungefähre Höhe mit 5 Millionen DM pro Jahr 
veranschlagt werden kann. 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2095 


Sachgebiet 203 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. April 1971 

1/4 (IV/5) — 53203 — Si 1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherstellung der Leistungen der Zusatz- 
versorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 363. Sitzung am 12. März 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherstellung der Leistungen der Zusatzversorgungs- 
anstalten des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Bundesgarantie 

Die in § 3 bezeichneten Leistungen der Zusatz- 
versorgungsanstalten des öffentlichen Dienstes wer- 
den nach § 97 Satz 2 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1747), zuletzt geändert durch das Reparations- 
schädengesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 105), auf Antrag durch Zuschüsse des Bun- 
des sichergestellt. 

§ 2 

Zusatzversorgungsanstalten 
des öffentlichen Dienstes 

(1) Zusatzversorgungsanstalten im Sinne dieses 
Gesetzes sind 

1. die Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL), 

2. sonstige Zusatzversorgungsanstalten innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland, die bereits am 
20. Juni 1948 bestanden und der VBL gleichstan- 
den, wenn sie einen Anspruch auf eine dyna- 
mische Gesamtversorgung gewähren, die nach 
einer gesamtversorgungsfähigen Zeit und einem 
gesamtversorgungsfähigen Entgelt bemessen 
wird, und wenn die Berechnung der Gesamtver- 
sorgung, der gesamtversorgungsfähigen Zeit und 
des gesamtversorgungsfähigen Entgelts nicht 
von der Berechnung abweicht, die in der Satzung 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Län- 
der vorgeschrieben ist, 

3. die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse 
des Saarlandes — Abteilung Zusatzversor- 
gung. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Zusatzversorgungsanstalten, deren finanzielle Ver- 
hältnisse unter Einsatz öffentlicher Mittel bereits 
im Rahmen der Währungsgesetzgebung oder durch 
sonstige gesetzliche Regelung eine Neuordnung er- 
fahren haben. 

(3) Dieses Gesetz findet auf die Bundesbahn-Ver- 
sicherungsanstalt — Abteilung B und die Versor- 
gungsanstalt der Deutschen Bundespost entspre- 
chende Anwendung mit der Maßgabe, daß für die 
Bundesbahn-Versicherungsanstalt — Abteilung B 
an die Stelle des Bundes die Deutsche Bundesbahn 
und für die Versorgungsanstalt der Deutschen Bun- 
despost an die Stelle des Bundes die Deutsche Bun- 
despost tritt. 


§ 3 

Sicherzustellende Leistungen 

(1) Sichergestellt werden die in Absatz 2 auf- 
geführten Leistungen, auf die der Berechtigte nach 
der Satzung der Zusatzversorgungsanstalt einen 
Rechtsanspruch hat, soweit diese Leistungen aus 
dem Deckungsvermögen der Zusatzversorgungs- 
anstalt zu erbringen sind. Sie werden bis zur Höhe 
derjenigen Leistungen sichergestellt, die nach der 
am 1. Januar 1967 geltenden Fassung der Satzung 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
zu erbringen wären. 

(2) Sicherzustellende Leistungen der in § 2 Abs. 1 
genannten Zusatzversorgungsanstalten sind im ein- 
zelnen: 

1. Versicherungsrenten, 

2. Versorgungsrenten in Höhe des aus gezahlten 
Beiträgen zu ermittelnden Teiles (einschließlich 
der auf freiwilliger Weiterversicherung beruhen- 
den Erhöhungsbeträge), 

3. Renten, die auf Grund von Besitzstandsvorschrif- 
ten als Versorgungsrenten weiter zu gewähren 
oder unter Berücksichtigung alten Satzungsrechts 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1966 erst- 
mals festzusetzen sind, 

4. Abfindungbeträge für Ansprüche nach den Num- 
mern 1 bis 3, 

5. Sterbegelder, 

6. Beitragserstattungen und Beitragsrückzahlungen, 

7. überzuleitende Versicherungsbeiträge. 


§ 4 

Voraussetzungen für die 
Gewährung von Zuschüssen 

(1) Zuschüsse nach § 1 werden nur gewährt, 
wenn das Deckungsvermögen einer Zusatzversor- 
gungsanstalt versicherungsmathematische Fehl- 
beträge aufweist, die auf Gründen der Währungs- 
umstellung oder auf dem Beitrags- und Leistungs- 
system der Zusatzversorgungsanstalt beruhen, und 
wenn die laufenden Einkünfte aus Beiträgen, Zinsen 
oder sonstigen Erträgen des ordnungsgemäß bewirt- 
schafteten Deckungsvermögens nicht ausreichen, um 
die Leistungen nach § 3 für das laufende und das 
folgende Geschäftsjahr aus dem Deckungsvermögen 
zu erbringen. Versicherungsmathematischer Fehl- 
betrag im Sinne des Satzes 1 ist der Unterschieds- 
betrag zwischen dem vorhandenen Deckungsver- 
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mögen der Zusatzversorgungsanstalt und dem Dek- 
kungsvermögen, das nach versicherungsmathemati- 
schen Grundsätzen des Anwartschaftsdeckungsver- 
fahrens erforderlich ist, um die laufenden und künf- 
tigen Verpflichtungen zur Erbringung der Leistun- 
gen nach § 3 zu erfüllen. 

(2) Für die Gewährung der Zuschüsse bleiben 
solche versicherungsmathematischen Fehlbeträge 
außer Betracht, die darauf beruhen, daß 

1. Erhöhungen der Leistungen nach § 3 nicht so be- 
messen waren, daß die erhöhten Leistungen vor- 
aussichtlich für einen Zeitraum von mindestens 
fünf Jahren ohne wesentliche Beeinträchtigung 
des Deckungsvermögens erbracht werden konn- 
ten, oder 

2. erhöhte Leistungen nach § 3 entgegen versiche- 
rungsmathematischen Grundsätzen den Erforder- 
nissen nicht unverzüglich angepaßt worden sind. 

(3) Sind versicherungsmathematische Fehlbeträge 
des Deckungsvermögens im Sinne des Absatzes 1 
vorhanden, so unterbleibt eine Anpassung der in 
§ 3 genannten Leistungen insoweit, als die ange- 
paßten Leistungen unter der nach § 3 Abs. 1 sicher- 
zustellenden Höhe liegen würden. 

§ 5 

Höhe der Zuschüsse 

Zuschüsse werden einer Zusatzversorgungs- 
anstalt in Höhe des Betrages gewährt, den sie unter 
Berücksichtigung ihrer laufenden Einkünfte (§ 4 
Abs. 1) benötigt, um aus dem Deckungsvermögen 
die Leistungen nach § 3 für das laufende und das 
folgende Geschäftsjahr zu erbringen. 

§ 6 

Gewährung und Rückzahlung von Zuschüssen 

(1) Das Bundesverwaltungsamt entscheidet auf 
Antrag der Zusatzversorgungsanstalt darüber, ob 
und wie lange die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung von Zuschüssen zur Sicherstellung von Lei- 
stungen nach § 3 vorliegen und in welcher Höhe 
Zuschüsse zu leisten sind. Die Zusatzversorgungs- 
anstalt ist verpflichtet, ihre Satzung sowie ihre 
Bilanzen, Rechnungsgrundlagen und sonstigen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Das Bundes- 
verwaltungsamt ist berechtigt, für seine Entschei- 
dung ein versicherungsmathematisches Gutachten 
einzuholen. Die Kosten für das Gutachten trägt die 
Zusatzversorgungsanstalt. 


(2) Sind der Zusatzversorgungsanstalt Zuschüsse 
gewährt worden, obwohl die Voraussetzungen hier- 
für zur Zeit des Antrages nicht erfüllt waren, so hat 
die Zusatzversorgungsanstalt innerhalb eines Jah- 
res nach Kenntnis dieses Umstandes die empfan- 
genen Zuschüsse nebst Zinsen nach einem zwei vom 
Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank liegenden Zinssatz seit dem Tage 
der Gewährung an den Bund zurückzuzahlen. Das 
gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Zuschüsse zur Zeit des Antrages er- 
füllt waren, zu einem späteren Zeitpunkt jedoch ent- 
fallen sind, hinsichtlich der von diesem Zeitpunkt 
an gewährten Zuschüsse, über die Rückzahlung von 
Zuschüssen entscheidet das Bundesverwaltungsamt. 

§ 7 

Festsetzung und Zahlung der Zuschüsse, 
Prüfungspflicht 

(1) Die Zuschüsse werden vom Bundesverwal- 
tungsamt drei Monate vor Beginn eines jeden Haus- 
haltsjahres in Höhe desjenigen Betrages festgesetzt, 
der erforderlich ist, um die Zahlung der sicherzu- 
stellenden Leistungen der Zusatzversorgungsanstalt 
für die Dauer eines Geschäftsjahres zu gewähr- 
leisten; sie werden vierteljährlich im voraus ae- 
zahlt. 

(2) Die Empfänger von Zuschüssen unterliegen 
hinsichtlich der Verwendung der Zuschüsse der Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof. 

§ 8 

Rechtsstreitigkeiten 

Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist der Ver- 
waltungsrechtsweg gegeben. 

§ 9 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 in Kraft und am 31. Dezember 1992 außer 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die von diesem Gesetz erfaßten Zusatzversorgungs- 
anstalten des öffentlichen Dienstes — nachstehend 
mit ZVA bezeichnet — haben die Aufgabe, die Ver- 
sorgungsbezüge der Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, die vornehmlich auf Leistun- 
gen der gesetzlichen Rentenversicherung, öffentlich- 
rechtlicher Versicherungs- oder Versorgungseinrich- 
tungen oder berufsständischer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtungen beruhen, so aufzubes- 
sern, daß die Gesamtversorgung der nichtbeamteten 
Bediensteten etwa der Versorgung vergleichbarer 
Beamter entspricht. 

Während die ZVA ihre Leistungen bis zum 31. De- 
zember 1966 nach den Grundsätzen des Versiche- 
rungsprinzips (Anwartschaftsdeckungsverfahren) ge- 
währten, bemessen sich die Leistungen der ZVA 
seit dem 1. Januar 19ü7, dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der Reform der zusätzlichen Alters- und 
liinterbliebenenversorgung des öffentlichen Dien- 
stes, sowohl nach den Grundsätzen des Anwart- 
schaftsdeckungsverfahrens — soweit die Leistungen 
auf Beiträgen beruhen — als auch nach denen eines 
modifizierten Urnlageverfahrens — soweit die zu 
erbringenden Leistungen durch Umlagen der Arbeit- 
geber gedeckt werden. Hierdurch wird gewähr- 
leistet, daß die Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes vom 1. Januar 1967 an eine Anwartschaft auf 
eine dynamische Versorgungsrente für sich und ihre 
Hinterbliebenen im Rahmen einer Gesamtversor- 
gung erwerben können. 

Durch die Währungsuinstellung im Jahre 1948 haben 
auch die ZVA verschiedentlich Vermögensverluste 
erlitten. Während § 23 des Dritten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
— UG - - die Neuordnung der Sozialversicherung 
den gesetzgebenden Körperschaften zuwies und die 
Umstellung der Leistungen im Verhältnis 1 : 1 an- 
ordnete, erfolgte die Neuordnung der Versicherung 
außerhalb der Sozialversicherung durch § 24 UG, 
wobei die aus Versicherungs- oder Rückversiche- 
rungsverträgen entstandenen Verbindlichkeiten 
und Rücklagen im Verhältnis von einer Deutschen 
Mark für je zehn Reichsmark iimgestellt wurden. 
Die Bilanzen der Versicherungsunternehmen wur- 
den durch Gewährung von Ausgleichsforderungen 
ausgeglichen. 

Die ZVA nehmen auf Grund einer Entscheidung der 
für die Durchführung der Währungsreform seiner 
Zeit zuständigen Alliierten Bankkommission eine 
Zwischenstollung ein. Die Leistungen der ZVA 
waren danach gemäß § 18 UG zu behandeln, d. h. 
im Verhältnis 1:1 umzustellen. § 24 UG wurde dem- 
gemäß für nicht anwendbar erklärt, so daß ein Aus- 
gleich der Währungsverluste durch Zuteilung von 
Ausgleichsforderungen an die ZVA nicht in Betracht 
kam. Da die ZVA ferner durch die Regelung des 


§ 32 Abs. 1 Nr. v5 des Allgemeinen Kriegsfolgenge- 
setzes vom 5. November 1957 (BGBL I S. 1747) 
— AKG — von der Ablösung ihrer Ansprüche aus 
Reichstiteln ausgenommen wurden, können bei 
ihnen versicherungsmathematische Fehlbeträge ent- 
standen sein. 

In § 97 AKG, dessen Satz 1 nochmals klarstellt, daß 
§ 24 UG auf die ZVA keine Anwendung findet, ist 
daher in Satz 2 eine besondere gesetzliche Rege- 
lung zur Sicherstellung der Leistungen der ZVA 
Vorbehalten worden. Diesem Vorbehalt entspricht 
das vorliegende Gesetz. Seine Regelung knüpft an 
die Tatsache an, daß die am 1. Januar 1967 in Kraft 
getretene Reform der Zusatzversicherung des öffent- 
lichen Dienstes durch die Begründung einer Nach- 
schußpflicht des Bundes und der übrigen arbeit- 
gebenden Verwaltungen, meist Gebietskörperschaf- 
ten, die Leistungen der ZVA bereits weitgehend 
sicJiergestellt hat. 

Die Zuständigkeit des Bundes für das vorliegende 
Gesetz ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 11 GG. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Zum Ausgleich der durch die Währungsumstellung 
des Jahres 1948 eingetretenen Vermögensverluste 
werden die Leistungen der Versicherungsabteilun- 
gen der ZVA durch Zuschüsse des Bundes garan- 
tiert. Durch diese Bundesgarantie, auf die Wortlaut 
und Sinn des § 97 AKG gerichtet sind, wird der in 
Aussicht gestellten gesetzlichen Regelung Genüge 
getan. Die Übernahme einer Garantie zu Lasten des 
Bundes, die zu Ausgaben in künftigen Rechnungs- 
jahren führen kann, bedarf auch schon nach Ar- 
tikel 115 Abs. 1 GG einer Ermächtigung durch Bun- 
desgesetz. 

Zu § 2 

Bei den ZVA im Sinne dieses Gesetzes handelt es 
sich um die Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) sowie um diejenigen ZVA, die Uber- 
nahmevereinbarungen und Überleitungsabkommen 
mit der VBL treffen können, die ferner eine nach 
den Grundsätzen der Satzung der VBL zu berech- 
nende dynamische Gesamtversorgung gewähren und 
deren Tätigkeit im Rahmen der Zusatzversorgung 
bereits zur Zeit der Währungsreform als der Tätig- 
keit der VBL vergleichbar anerkannt war. 

Im Hinblick auf die besondere politische Situation 
des Saarlandes zur Zeit der Währungsumstellung 
im Jahre 1948 könnten Zweifel über die Gleichstel- 
lung der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse 
des Saarlandes — Abteilung Zusatzversorgung — 
mit der VBL bestehen. Aus Gründen der KlarsteT 
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lung erscheint es daher erforderlich, die genannte 
Kasse ausdrücklich in § 2 Abs. 1 Nr. 3 zu erwähnen. 

Nicht erfaßt werden dagegen Versorgungseinrich- 
tungen, für die bereits andere Regelungen zum 
Ausgleich ihrer Währungsverluste getroffen worden 
sind (z. B, durch Zuteilung von Ausgleichsforderun- 
gen und Rentenausgleichsforderungen oder durch 
Zuschüsse des Bundes). Das gleiche gilt für solche 
Versorgungseinrichtungen, für die — als rechtlich 
nicht selbständige Teile von Gebietskörperschaf- 
ten — im Rahmen der Währungsgesetzgebung eine 
Erstausstattung vorgesehen war. 

Mit Rücksicht auf die Sonderstellung der Zusatz- 
versorgungseinrichtungen von Bahn und Post über- 
nehmen für diese Stellen die Deutsche Bundesbahn 
bzw. die Deutsche Bundespost die Gewährträger- 
haftung. 

Zu § 3 

Die sicherzustellenden Leistungen sind in § 3 ab- 
schließend aufgezählt, weil — dem Artikel 115 
Abs. 1 GG entsprechend — die Höhe der Verpflich- 
tung, für die der Bund die Garantie übernimmt, be- 
stimmt oder bestimmbar sein muß. Dabei werden 
freiwillige Leistungen oder solche, die im Rahmen 
eines durch Gesetz oder Satzung eingeräumten Er- 
messens gewährt werden (Kannleistungen), aus Ab- 
grenzungsgründen nicht berücksichtigt, wohl aber 
solche Leistungen, die auf Grund von Besitzstands- 
regelungen als Versicherungs- oder Versorgungs- 
renten unter Berücksichtigung des mit Ablauf des 
31. Dezember 1966 außer Kraft getretenen Satzungs- 
rechts aus dem Deckungsvermögen weiterzuge- 
währen oder erstmals festzusetzen sind. Hierunter 
würden auch Leistungen ohne ausdrückliche Besitz- 
standsregelung fallen, falls den Berechtigten hier- 
auf, in Fortwirkung des außer Kraft getretenen Sat- 
zungsrechts, ein Rechtsanspruch zuerkannt werden 
sollte. Da eine ziffernmäßige Begrenzung der Bun- 
desgarantie nicht möglich ist, wird die neben der 
Begrenzung der Geltungsdauer des Gesetzes (§ 10) 
unentbehrliche sachliche Abgrenzung dadurch vor- 
genommen, daß die zu berücksichtigenden Leistun- 
gen nur bis zur Höhe derjenigen Leistungen sicher- 
gestellt werden, die sich aus der Satzung der VBL 
in der am 1. Januar 1967 geltenden Fassung oder 
auf Grund eines etwa für diesen Zeitpunkt an- 
erkannten Besitzstandes ergeben. Später wirksam 
werdende Änderungen der Satzung, insbesondere 
eine Erhöhung der Leistungen, berühren hiernach 
die gesetzliche Garantie grundsätzlich nicht; eine 
besondere Regelung hierzu enthält § 4 Abs. 2. 

Zu § 4 

Die Vorschrift knüpft an ähnliche gesetzliche Vor- 
schriften an (vgl. § 1384 RVO, Gesetz zur Neuord- 
nung der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen vom 5. März 1956, BGBL I S. 101). 
Sie gestattet die Gewährung von Zuschüssen durch 
den Bund erst dann, wenn es die Vermögens- und 
Liquiditätslage der ZVA nicht mehr ermöglicht, den 
Verpflichtungen zu Lasten des Deckungsvermögens 
innerhalb des laufenden und des nächsten Geschäfts- 


jahres ordnungsgemäß nachzukommen. Dabei wer- 
den für die Beurteilung der Vermögensverhältnisse 
nur solche Fehlbeträge berücksichtigt, die entweder 
auf den mit der Währungsumstellung zusammen- 
hängenden Verlusten der ZVA oder auf ihrem Bei- 
trags- und Leistungssystem beruhen. Demgemäß 
können Fehlbeträge nicht berücksichtigt werden, 
wenn sie aus anderen Gründen entstanden sind. 
Darunter würden z. B. Verluste fallen, die ihren 
Ursprung in strafbaren Handlungen im Einflußbe- 
reich der ZVA oder in Mängeln der Geschäftsfüh- 
rung bei der Bewirtschaftung des Deckungsver- 
mögens haben. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 soll gewährleisten, 
daß versicherungsmathematische Fehlbeträge nur 
dann berücksichtigt werden, wenn die ZVA die 
Höhe der sicherzustellenden Leistungen unter Be- 
achtung der voraussichtlichen Entwicklung der für 
die Leistungsfähigkeit des Deckungsvermögens maß- 
gebenden Faktoren festgesetzt hatte; d. h. die Zah- 
lung der Leistungen mußte für einen Zeitraum von 
mindestens fünf Jahren ohne wesentliche Vermin- 
derung der Reserven gesichert erscheinen. Eine 
solche Regelung entspricht den Grundsätzen einer 
ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung der ZVA. Sie 
hat deshalb auch bereits — mit unwesentlichen Ab- 
weichungen — in der Satzung der VBL (§ 79 Abs. 3 
und 4) sowie in der Mustersatzung der kommunalen 
Zusatzversorgungskassen (§ 72 Abs. 3 und 4) ihren 
Niederschlag gefunden. 

Die Grundsätze ordnungsgemäßer Wirtschafts- 
führung könnten zur Folge haben, daß die ZVA bei 
entsprechend hohen Fehlbeträgen des Deckungs- 
vermögens genötigt wären, zum Ausgleich dieser 
Fehlbeträge ihre Leistungen unter die nach § 3 
Abs. 1 sicherzustellende Höhe zu senken. Dies 
würde jedoch dem Zweck des Gesetzes widerspre- 
chen, das die Leistungen der ZVA nach dem Rechts- 
stand vom 1. Januar 1967 garantieren soll. Aus die- 
sem Grunde bestimmt Absatz 3, daß insoweit eine 
Anpassung der Leistungen der ZVA unterbleibt. 
Die Vorschrift ist geboten, weil der sonst erforder- 
liche Ausgleich der Fehlbeträge eine der Voraus- 
setzungen beseitigen würde, unter denen nach Ab- 
satz 1 Bundeszuschüsse zu gewähren sind. 

Zu § 5 

Maßgebend für die Höhe der Zuschüsse ist einer- 
seits die in § 3 Abs. 1 bezeichnete Höchstgrenze der 
sicherzustellenden Leistungen, andererseits die in 
§ 4 vorausgesetzte Vermögens- und Liquiditätslage 
der ZVA. Die Bemessung der Zuschüsse im Einzel- 
falle hängt also davon ab, in welchem Verhältnis 
die laufenden Einkünfte des Deckungsvermögens der 
ZVA zu den Aufwendungen für die nach § 3 sicher- 
zustellenden Leistungen im laufenden und im fol- 
genden Geschäftsjahr zueinander stehen. Bleiben 
die Einkünfte in diesem Zeitraum hinter den er- 
wähnten Aufwendungen zurück, bemißt sich der Zu- 
schuß nach dem Unterschiedsbetrag. 

Bei der weitaus größten ZVA — der VBL (1 Million 
Pflichtversicherte, V4 Million Rentner) — ist im Hin- 
blick auf die gegenwärtige Vermögens- und Liquidi- 
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tätslage der Anstalt davon auszugehen, daß Zu- 
schüsse des Bundes erst bei einer wesentlichen Än- 
derung dieser Verhältnisse in Betracht kommen 
können. Wie sich die Vermögens- und Liquiditäts- 
lage der bedeutend kleineren kommunalen ZVA 
entwickeln wird, läßt sich mit Rücksicht auf die 
schon gegenwärtig unterschiedlichen Verhältnisse, 
die auch auf unterschiedlichen Währungsverlusten 
dieser Anstalten beruhen, nicht übersehen. Die un- 
mittelbaren Umstellungsverluste (ohne Zinsausfall) 
der kommunalen ZVA insgesamt wurden mit 130 
Millionen DM angegeben. 

Zu § 6 

Die Zulässigkeit der Wahrnehmung von Aufgaben 
der bundeseigenen Verwaltung durch das Bun- 
desverwaltungsamt ergibt sich aus Artikel 87 
Abs. 3 GG. Gemäß § 8 des Gesetzes über die Errich- 
tung des Bundesverwaltungsamtes vom 28. Dezem- 
ber 1959 (BGBl. I S. 829) steht dem Bundesminister 
der Finanzen in Angelegenheiten des vorliegenden 
Gesetzes das fachliche Weisungsrecht gegenüber 
dem Bundesverwaltungsamt zu. 

Das Bundesverwaltungsamt entscheidet auf An- 
trag der ZVA darüber, ob die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Zuschüssen vorliegen, sowie 
über die Höhe und die Dauer der Zuschüsse. Um 
dem Bundesverwaltungsamt die Erfüllung dieser 
Aufgabe zu ermöglichen, verpflichtet das Gesetz 
die ZVA, sämtliche Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen, deren Vorlage das Bundesverwaltungsamt 
zur Vorbereitung seiner Entscheidung für erforder- 
lich hält. Da die Gewährung von Zuschüssen zu- 
nächst den Nachweis versicherungsmathematischer 
Fehlbeträge voraussetzt (§ 4 Abs. 1), gehören zu 
den in Absatz 1 genannten „sonstigen Unterlagen" 
in erster Linie versicherungsmathematische Gutach- 
ten, die Aufschluß über die Fehlbeträge geben. Das 
Ergebnis versicherungsmathematischer Gutachten 
hängt weitgehend von den Annahmen ab, die dem 
Gutachten zugrunde gelegt werden. Dem Bundes- 
verwaltungsamt ist daher das Recht eingeräumt, et- 
waige Zweifel hinsichtlich dieser Annahmen durch 
ein von ihm selbst einzuholendes versicherungs- 
mathematisches Gutachten klären zu lassen. 


Der Absatz 2 regelt die Rückzahlung von Zuschüs- 
sen. Aus der dem Bundesverwaltungsamt auch inso- 
weit eingeräumten Entscheidungsbefugnis ergibt 
sich seine Verpflichtung, nach der Gewährung von 
Zuschüssen, deren Voraussetzungen sowohl dem 
Grunde als auch der Höhe nach weiterhin zu über- 
prüfen. 

Zu § 7 

Zur Einstellung der Zuschüsse des Bundes an die 
ZVA in den Bundeshaushaltsplan ist es erforder- 
lich, den Mittelbedarf eines Geschäftsjahres vor Be- 
ginn des Haushaltsjahres, in dem die Zuschüsse ge- 
leistet werden sollen, festzustellen. 

Zu § 8 

Streitigkeiten im Zusammenhang mit den in § 6 dem 
Bundesverwaltungsamt übertragenen Befugnissen 
und Entscheidungen sind als „öffentlich-rechtliche 
Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art" im 
Sinne des § 40 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung anzusehen. Um jeden Zweifel über den hierfür 
vorgesehenen Rechtsweg auszuschließen, bestimmt 
§ 8 ausdrücklich, daß für derartige Streitigkeiten 
der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. 

Zu § 9 

§ 9 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

Mit Rücksicht auf das Erfordernis des Artikel 115 
Abs. 1 GG, wonach die Verpflichtungen, die das Ge- 
setz dem Bund auferlegt, bestimmt oder bestimmbar 
sein müssen, erscheint neben der sachlichen Ab- 
grenzung der sicherzustellenden Leistungen (§ 3) 
eine Befristung des Gesetzes geboten. Die Geltungs- 
dauer des Gesetzes bis zum 31, Dezember 1992 ent- 
spricht dem voraussichtlichen Zeitpunkt für die Be- 
endigung der Tilgung der an Kreditinstitute, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen gewähr- 
ten Ausgleichsforderungen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Bremische 
Ruhelohnkasse unter die Zusatzversorgungsanstal- 
ten in § 2 Abs. 1 aufzunehmen ist. 

Die Bremische Ruhelohnkasse, eine 1906 durch Ge- 
setz geschaffene Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, gehört zu den Zusatzversorgungsanstalten 
des Öffentlichen Dienstes, zu deren Sicherstellung 
§ 97 Satz 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
(AKG) eine besondere gesetzliche Regelung vor- 
sieht. Abweichend von dem allgemeinen Gesetzes- 
auftrag in § 97 Satz 2 AKG wird die Sicherstellung 
in dem Entwurf nur unter einschränkenden Voraus- 
setzungen gewährt: Als Zusatzversorgungsanstalten 
erfaßt § 2 Abs. 1 des Entwurfs außer der Versor- 
gungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) unter 
Nummer 2 auch sonstige Zusatzversorgungsanstal- 
ten unter bestimmten Voraussetzungen. Diese Vor- 
aussetzungen werden auch von der Bremischen 
Ruhelohnkasse erfüllt mit Ausnahme des Erforder- 
nisses, daß ihre Berechnungen von denen der VBL 
nicht abweichen dürfen. Wegen solcher Abweichun- 
gen fällt die Bremische Ruhelohnkasse nicht unter 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs. Dieser Ausschluß ist 
nicht berechtigt, weil die gegenüber § 97 Satz 2 AKG 
einschränkenden Voraussetzungen des Entwurfs 
(gleichartige Regelung wie in der VBL-Satzung vom 
27. Juli 1966) 1957, als das neue Gesetz über die 
Bremische Ruhelohnkasse und auch das AKG erging, 
nicht vorhersehbar waren. Die Bremische Ruhelohn- 
kasse hat auch keine öffentlichen Mittel im Rahmen 


der Währungsgesetzgebung bekommen (§ 2 Abs. 2 
des Entwurfs). 

2. Zu § 7 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Empfänger von Zuschüssen unterliegen 
hinsichtlich ihrer Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Prüfung durch den Bundesrechnungshof, soweit 
sich dieses Prüfungsrecht nicht bereits aus dem 
Haushaltsgrundsätzegesetz ergibt. " 

Begründung 

Unter den in § 55 HGrG genannten Voraussetzungen 
prüft der Bundesrechnungshof die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, die dem Grund oder der Höhe 
nach gesetzlich begründete Zuschüsse vom Bund 
erhalten. Die Fassung des § 7 Abs. 2 des vorliegen- 
den Gesetzentwurfs schränkt dieses Prüfungsrecht 
des Bundesrechnungshofs insoweit ein, als lediglich 
die „Verwendung der Zuschüsse" der Prüfung unter- 
liegt. Eine solche Einschränkung ist jedoch nicht be- 
absichtigt. Es bedarf daher der vorgeschlagenen 
Fassung der Gesetzesvorschrift. Eine ersatzlose 
Streichung der Vorschrift im Hinblick auf die gesetz- 
liche Regelung des § 55 HGrG ist nicht ausreichend, 
da außer den in § 55 HGrG genannten juristischen 
Personen auch nicht rechtsfähige Zusatzversorgungs- 
einrichtungen des öffentlichen Dienstes für die Ge- 
währung von Zuschüssen des Bundes in Betracht 
kommen können. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung wird dem Prüfungsersuchen im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ent- 
sprechen. 


Zu 2. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


7 



